	Hinweise für Berater zum Gespräch mit 
Unternehmern/Geschäftsführern von Unternehmen, die sich in der Unternehmenskrise befinden


Ein Unternehmen in der Krise erfordert seitens des Steuerberaters erhöhte Aufmerksamkeit, Doku​mentations- und Redepflicht, um ihn vor Schäden zu schützen.
Typische Probleme:

1.
Der Mandant fühlt sich über seine tatsächliche wirtschaftliche Situation vom Steuerberater nicht richtig informiert und macht diesen für seinen unternehmerischen Misserfolg – zumindest teilweise – mitverantwortlich. Folge: Negativimage.

2.
Der Mandant zahlt laufende Honorarrechnungen nicht und wird damit in Verbindlichkeiten gegenüber seinem Steuerberater getrieben, die ihn ab einer bestimmten Höhe dazu bewegen, den Berater zu wechseln. Hinweis: Kleinere Außenstände bis zu 1.000 € kann der Mandant im Streitfall noch aufbringen. Bei drohender Arbeitseinstellung seitens des Steuerberaters aufgrund zu hoher Forderungen (z.B. 10.000 €) wird der Mandant mit „frischen“ 1.000 € bei einem anderen Steuer​berater vorstellig, der dann gegen Vorkasse tätig wird. Folge: totaler Forderungsausfall.
3.
Insolvenzantragspflicht wegen Kapitalverbrauch/Zahlungsunfähigkeit

 
Unternehmer, die ihr Unternehmen in Form eines Einzelunternehmens oder einer Personen​gesellschaft betreiben, sind grundsätzlich nicht zur Stellung eines Insolvenzantrags verpflichtet. Erfahrungsgemäß kämpfen sie bis zuletzt und das haftende Vermögen umfasst nicht nur das bilanzierte Betriebsvermögen, sondern auch das gesamte Privatvermögen. Dennoch sind hier seitens des Steuerberaters regelmäßige, insbesondere auch unterjährige Hinweise nach Auswertung der Buchhaltung geboten, die auf eine drohende Zahlungsunfähigkeit hinweisen. Typische Fälle sind die mit negativem Cashflow. Das heißt, Privatentnahmen liegen deutlich über den erwirtschafteten Ergebnissen.

 
Kapitalgesellschaften haften ausschließlich mit ihrem Gesellschaftsvermögen (§ 13 Abs. 2 GmbHG) nach der durch den Steuerberater aufgestellten Bilanz. Wird eine Kapitalgesellschaft zahlungsunfähig oder überschuldet, muss die Geschäftsführung unverzüglich, jedoch spätestens drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens stellen (§ 15a InsO). Den Geschäftsführer der GmbH treffen hierbei besondere persönliche Pflichten, die sich aus dem GmbH-Gesetz, der Insolvenzordnung, dem Handelsgesetzbuch und anderen Vorschriften ergeben. Hierüber hat sich der Geschäftsführer zu informieren. Dies ist nicht Gegenstand des Leistungsumfangs eines Steuerberaters. 
 
Eine persönliche Haftung des Geschäftsführers kommt dann in Frage, wenn dieser seine Sorgfaltspflichten verletzt hat. Bei mehreren Geschäftsführern haften diese nach § 43 Abs. 2 GmbHG solidarisch. Der Geschäftsführer einer GmbH hat bei Ausübung seiner Tätigkeit die im Verkehr angemessene Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden. Der Geschäftsführer haftet gegenüber Dritten wie gegenüber den Gesellschaftern aus Pflichtverletzungen. Die den Geschäftsführer bindenden Vorschriften gelten auch für seinen Stellvertreter gem. § 44 GmbHG. Die Rechtsprechung der vergangenen Jahre lässt eindeutig Tendenzen zur steigenden persönlichen Haftungsinanspruchnahme des Geschäftsführers bei groben Pflichtverletzungen erkennen. Die Nachweispflicht einer ordentlichen – im Verkehr üblichen und im Umfang angemessenen – Geschäftsführung trifft in erster Linie den Geschäftsführer selbst. Die Überwachung der Einhaltung der Pflichten ist nicht Aufgabe des Steuerberaters. Dringend zu empfehlen ist jedoch der dokumentierte Hinweis, sobald erste Anzeichen von Versäumnissen auftreten. Dies in erster Linie, um den Mandanten zu entsprechenden Handlungen/Vorkehrungen zu motivieren.
Kritische Bereiche:

–
Haftung in der Gründungsphase bis zur Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister gem. § 11 Abs. 2 GmbHG (Tipp: Erwerb einer bestehenden Vorratsgesellschaft)
–
Vernachlässigung der Buchführungspflichten (auch bei Einstellung eines Buchhalters oder Vergabe der Buchhaltung trifft den Geschäftsführer die Überwachungspflicht hierzu)

–
nicht rechtzeitige Aufstellung des Jahresabschlusses und Einberufung der Gesellschafter​versammlung (vgl. § 264 Abs. 1 HGB, Satzung der Gesellschaft)

–
mangelhafte Bonitätsprüfungen bei Kunden und Lieferanten (Schwindelfirmen)

–
Haftung für Steuerschulden, insbesondere Lohn- und Umsatzsteuer und Sozialversicherungsbeiträge (§ 69 AO, § 266a StGB), bei grob fahrlässiger Pflichtverletzung (Beispiele: Lieferanten werden zum Erhalt von Waren und Leistungen bevorzugt befriedigt, während die Verbindlichkeiten gegenüber den Steuer- und Sozialabgaben auflaufen, oder Nettolöhne werden ausgezahlt, aber die Lohnsteuer und die Sozialversicherung werden nicht abgeführt)

–
Unternehmen in der Krise: Verkennen einer bestehenden oder drohenden Zahlungsunfähigkeit/
Überschuldung in der Unternehmenskrise (§ 64 Satz 1 GmbHG)

Hinweis: Bei Zuwiderhandlung droht Gefängnisstrafe gem. § 84 GmbHG!
–
Missachtung der Insolvenzantragspflichten gem. § 15a InsO (Link: IHK Frankfurt am Main)  

–
Haftung wegen unwahrer Angaben (§ 82 GmbHG) 

–
Erhaltung des Stammkapitals (§ 43 Abs. 3, § 30 GmbHG), Kreditgewährung aus Gesellschaftsvermögen (§ 43a GmbHG), Verstoß gegen das Kapitalrückzahlungsverbot
Der Geschäftsführer unterzeichnet den Jahresabschluss und bestätigt damit seine Verantwortlichkeit und die Richtigkeit des Abschlusses. Demgemäß muss er auch alle gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Jahresabschlusses beachten und sich ggf. entsprechender Fachleute bedienen. Es ist klar, dass Insolvenzverwalter sich berufsmäßig in ihrem Ideenreichtum zur Beschaffung von Liquidität lieber an einen Steuerberater und seine Haftpflichtversicherung als an einen Unternehmer/Geschäftsführer wenden, der bereits finanziell ruiniert ist.

Der Steuerberater kann nach Handelsrecht keine Abschlüsse erstellen, die Fortführungswerte ausweisen, wenn ihm anhand der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner Erkenntnisse aus der Beratung klar ist, dass das Unternehmen kurz vor der Insolvenz steht und damit die nächsten zwölf Monate nicht überleben wird (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). Eine vom Geschäftsführer vorgetragene Geschäftsführungsprognose über die nächsten zwölf Monate ist nicht in Zweifel zu ziehen, soweit diese dem Anschein nach glaubhaft und dem Inhalt nach belegt ist (Beispiel: zugesagte neue Finanz​mittel, hoher lukrativer Auftragsbestand, Zielvereinbarung mit Lieferanten, Rangrücktrittser​klärungen etc.). Übertriebenes Misstrauen und typisches Prüferverhalten ist in einem Steuerberater​mandat nicht angebracht.

Um die vorbeschriebenen Risiken des Steuerberaters zu minimieren und darüber hinaus der berufsrechtlichen Redepflicht gegenüber dem Mandanten dokumentiert nachzukommen, ist die Anfertigung von Gesprächsprotokollen unverzichtbar. Im Fall der Unternehmenskrise und bei allen anderen wichtigen Dingen ist das Protokoll vom Mandanten zu unterzeichnen. Mit der Unterschrift unter dem Protokoll bestätigt der Mandant, dass das dort Beschriebene zutrifft und ihm bekannt ist. Dies gilt auch für die regelmäßigen Protokolle zur Buchhaltung/BWA, in denen ebenfalls konkrete Hinweise zur wirtschaftlichen Situation anzubringen sind.

Das hierzu erstellte Musterprotokoll ist bereits mit Textbausteinen gefüllt. Diese sind auf den tatsächlichen individuellen Sachverhalt anzupassen und überflüssige Textphrasen sind zu streichen. Bitte keine Protokolle mit vorgefertigten Antworten im Ankreuzverfahren erstellen. Überflüssiges ist zu löschen. Der tatsächliche Lebenssachverhalt ist so konkret wie möglich zu beschreiben. Die vorgegebenen Textbausteine bieten Formulierungshilfen und sind das Ergebnis aus der bisher geübten Praxis.
(Siehe auch: GmbH-Krise-Protokoll)
Weiterführende Hinweise zum Thema:

Siehe auch: Verlautbarung der Bundessteuerberaterkammer zur BGH-Entscheidung
Siehe auch: Verlautbarung der Bundessteuerberaterkammer zur Erstellung von Jahresabschlüssen
Siehe auch: GmbH - Persönliche Haftung des GmbH-Geschäftsführers 
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